
URTEIL DES GERICHTSHOFES (ZWEITE KAMMER)

VOM 12. JULI 1973 1

Nunzio di Pillo

gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Verbundene Rechtssachen 10 und 47/72

Leitsätze

1. Beamte — Einstellung — Probezeit — Bericht — Anfertigung — Verspätung —
Gültigkeit — Haftung der Verwaltung
(Beamtenstatut, Art. 34)

2. Beamte — Einstellung — Probezeit — negativer Bericht — Entlassung des Betrof­
fenen — Frist — Rechtsnatur — Beginn
(Beamtenstatut, Art. 34)

3. Beamte — Einstellung — Probezeit — negativer Bericht — Entlassungsabsicht —
Benachrichtigung des Betroffenen — Verpflichtung— Fehlen
(Beamtenstatut, Art. 34)

1. Ein Probezeitbericht, der mit einigen
Monaten Verspätung angefertigt
wird, bleibt gültig, doch haftet die
Verwaltung für den Schaden, der sich
aus dieser Verletzung ausdrücklicher
Anforderungen des Statuts ergibt.

2. Falls der Probezeitbericht negativ ist,
hat die Verwaltung in angemessener
Frist die Entlassungsverfügung zu
treffen, wobei die Frist zu laufen be­
ginnt, sobald der Bericht angefertigt
und dem Betroffenen mitgeteilt wor­
den ist.

3. Die Kommission muß dem Beamten

auf Probe den Probezeitbericht mittei­
len, damit er dazu Stellung nehmen
kann, sie muß ihm aber nicht die
Möglichkeit einer Äußerung zu der
angekündigten Absicht einräumen,
ihn wegen des negativ ausgefallenen
Berichts zu entlassen, selbst wenn in
diesem Bericht statt der sofortigen
Entlassung eine Verlängerung der
Probezeit vorgeschlagen wird. Tut sie
dies gutem Verwaltungsstil entspre­
chend dennoch, kann sie für die Ant­
wort eine sehr kurze Frist setzen, oh­
ne daß die Entlassung deshalb fehler­
haft wird.

In den verbundenen Rechtssachen 10 und 47/72

NUNZIO DI PILLO, ehemaliger Beamter auf Probe bei der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften, wohnhaft in Rom, Piazza San Andrea della Valle 6,
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Marcel Slusny, zugelassen bei der Cour

1 — Verfahrensprache: Französisch.
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d'Appel in Brüssel; Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Einest Arendt,
34 B/IV, rue Philippe-II, Luxemburg,

Kläger,
gegen

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren Rechts­
berater Pierre Lamoureux als Bevollmächtigten; Zustellungsbevollmächtigter:
Herr Emile Reuter, Rechtsberater der Kommission, 4, boulevard Royal,
Luxemburg,

Beklagte,

wegen Aufhebung des abschließenden Berichtes über die Probezeit und der den
Kläger betreffenden Entlassungsverfügung sowie verschiedener Schadensersatz­
ansprüche

erläßt

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten P. Pescatore, der Richter H. Kut­
scher und M. Sørensen (Berichterstatter),

Generalanwalt: A. Trabucchi
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

I — Sachverhalt und Verfah­
ren

1. Der Kläger, italienischer Staatsange­
höriger, im Jahre 1933 geboren, war in
Italien Leiter einer Verbindungsstelle für
tierische Erzeugnisse, der IVRAM, die
sich mit landwirtschaftlichen Forschun­
gen und Informationen befaßt. Am
1. März 1971 wurde er zum Beamten auf
Probe der Besoldungsgruppe A 3 mit der

Grundamtsbezeichnung Leiter der Abtei­
lung „Vieh und Fleisch" der Generaldi­
rektion Landwirtschaft ernannt. Die Er­
nennung erfolgte ohne Auswahlverfah­
ren in Anwendung des Artikels 29 Ab­
satz 2 des Beamtenstatuts.
Der in Artikel 34 des Statuts am Ende
der Probezeit vorgesehene Bericht wurde
am 4. November 1971 abgegeben. Dieser
vom Generaldirektor für Landwirtschaft
unterzeichnete Bericht fiel negativ aus.
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Er enthielt indessen den Vorschlag, die
Dauer der Probezeit um drei Monate zu

verlängern, um eine endgültige Beurtei­
lung zu ermöglichen. Der Bericht wurde
noch am Tage seiner Fertigstellung dem
Kläger zur Kenntnis gebracht.
Am 8. November legte der Kläger Ver­
waltungsbeschwerde ein; in ihr rügte er
die verzögerte Abfassung des Probezeit­
berichts, der nach der damals geltenden
Fassung des Artikels 34 Absatz 2 des Sta­
tuts spätestens am 31. Juli hätte vorlie­
gen müssen. Des weiteren machte er
Vorbehalte wegen der angeblichen Ab­
sicht der Kommission geltend, ihn durch
einen Beamten anderer Staatsangehörig­
keit zu ersetzen.

Mit Schreiben vom 7. Dezember wies die
Kommission die Beschwerde vom 8. No­

vember zurück und teilte dem Kläger
mit, sie habe den Bericht über seine Pro­
bezeit geprüft und habe die Absicht, ihn
wegen der ungünstigen Beurteilung zu
entlassen. Der Kläger wurde aufgefor­
dert, ihr spätestens bis zum 15. Dezem­
ber 1971 seine Stellungnahme mitzutei­
len.

Am 14. Dezember richtete der Kläger ein
Schreiben an die Kommission, in dem er
sich gegen die Entlassung wandte und
der Beurteilung im Probezeitbericht ent­
gegentrat. Dabei verwies er allgemein auf
den in seiner Beschwerde vom 8. No­
vember dargelegten Sachverhalt.
Am 21. Dezember 1971 entließ ihn die
Kommission zum 1. Februar 1972.

Am 3. März 1972 legte der Kläger gegen
die Verfügung vom 21. Dezember Ver­
waltungsbeschwerde ein, welche die
Kommission unbeantwortet ließ.

Im Juli 1972 wurde der durch das Aus­
scheiden des Klägers freigewordene
Dienstposten mit einem anderen Beam­
ten italienischer Staatsangehörigkeit,
Herrn Sergio Ventura, besetzt.

2. Der Kläger hat zwei Klagen erhoben,
und zwar eine gegen den förmlichen Be­
schwerdebescheid der Kommission vom
7. Dezember 1971, die am 13. März 1972
unter dem Aktenzeichen 10/72 in das Re­
gister der Kanzlei eingetragen wor-

den ist, und eine andere gegen die
stillschweigende Ablehnung seiner Be­
schwerde vom 3. März 1972 durch die

Kommission, die am 11. Juli 1972 unter
dem Aktenzeichen 47/72 in das Register
der Kanzlei eingetragen worden ist.
Der Gerichtshof (Zweite Kammer) hat
auf Bericht des Berichterstatters nach

Anhörung des Gencralanwalts am 4. Ok­
tober 1972 die Verbindung beider
Rechtssachen beschlossen.

Der Gerichtshof (Zweite Kammer) hat
nach Anhörung des Generalanwalts be­
schlossen, ohne vorherige Beweisaufnah­
me in die mündliche Verhandlung einzu­
treten.

Die Parteien haben in der Sitzung vom
30. Mai 1973 mündlich verhandelt. Der
Generalanwalt hat seine Schlußanträge
in der Sitzung vom 27. Juni 1973 vorge­
tragen.

II — Anträge der Parteien

Der Kläger beantragt:

— den Probezeitbericht aufzuheben;
— den stillschweigend ablehnenden Be­

scheid der Kommission auf seine Ver­
waltungsbeschwerde vom 3. März
1972 aufzuheben;

— die ihm mit Schreiben vom 21. De­

zember 1971 bekanntgegebene Ent­
lassungsverfügung aufzuheben mit al­
len sich daraus ergebenden rechtli­
chen Folgen bezüglich der Wiederein­
setzung in seine frühere Stellung, der
Zahlung der Gehaltsrückstände und
sonstiger Vergünstigungen;

— die Ernennungsverfügung aufzuhe­
ben, durch die Herrn Sergio Ventura
das früher von ihm, dem Kläger, be­
kleidete Amt des Leiters der Abtei­
lung „Vieh und Fleisch" der General­
direktion Landwirtschaft übertragen
wurde;

— hilfsweise festzustellen, daß es einen
Amtsfehler darstellte, ihn seit dem
31. Juli 1971 bis mindestens Mitte
Oktober 1971 in dem Glauben zu be-
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lassen, er werde zum Beamten auf
Lebenszeit ernannt werden;

— die Kommission aus verschiedenen

Klagegründen zur Zahlung von
25 000, 57 400, 100 000 bzw.
2 500 000 BF Schadenersatz zu verur­
teilen;

— die Kommission zur Verzinsung die­
ser Beträge seit dem 8. März 1972 zu
einem vom Gerichtshof zu bestim­
menden Zinssatz zu verurteilen;

— die Kommission zur Tragung der
Verfahrenskosten zu verurteilen.

Während des Verfahrens hat der Kläger
einen Antrag fallengelassen, mit dem er
bezweckte, so gestellt zu werden, als ob
er mit Ablauf seiner Probezeit, d. h. dem
31. August 1971, zum Beamten auf Le­
benszeit ernannt worden wäre. Dazu hat
er erklärt, er ziehe die aus dem Urteil des
Gerichtshofes in der Rechtssache 52/70
(Nagels/Kommission — Slg. 1971, 363)
gebotenen Folgerungen.

Die Kommission beantragt,
— die Klage als unbegründet abzuwei­

sen,

— den Kläger zur Kostentragung zu ver­
urteilen.

III — Angriffs- und Ver­
teidigu n g s m i tt e l der
Parteien

1. Ordnungsmäßigkeit des Probebeam-
tenverhältnisses

a) Der Kläger ist der Ansicht, dem Pro­
bebeamtenverhältnis habe ein Fehler an­

gehaftet, weil der Probezeitbericht vom
4. November 1971 datiere, während die
Probezeit von sechs Monaten am 31. Au­

gust 1971 abgelaufen sei und der Bericht
spätestens einen Monat vor ihrer Beendi­
gung, d. h. bis zum 31. Juli 1971, hätte
erstellt werden müssen. Er meint, der Be­
richt wäre positiv ausgefallen, wenn er
bis zum 31. Juli 1971 abgegeben worden
wäre, denn vor Mitte Oktober hätten
seine Vorgesetzten keinen Anlaß zu Be-

anstandungen gehabt. Er könne Zeugen
benennen, die bestätigen würden, daß
ihm jeglicher Anhaltspunkt für die An­
nahme gefehlt habe, seine Probezeit
könnte als nicht zufriedenstellend beur­
teilt werden. Er führt unter anderem an,
während der zwischen dem 3. und 7.
Oktober 1971 mit seinem Direktor,
Herrn Amiet, nach Polen unternomme­
nen Reise habe er diesen gefragt, ob er
im Dezember einen kurzen Urlaub neh­
men könne. Herr Amiet habe ihm geant­
wortet, wegen des großen Arbeitsanfalls
in dieser Zeit sehe er eine Möglichkeit,
dem Dienst fernzubleiben, lediglich wäh­
rend der Weihnachtstage. Im Verlauf
dieser Reise habe sich Herr Amiet lange
mit ihm über die Arbeit seiner Abteilung
unterhalten, ohne dabei im geringsten
auf den anstehenden Probezeitbericht
oder auch nur auf irgendwelche Schwie­
rigkeiten bei der Erfüllung seiner Aufga­
ben anzuspielen.

Der Kläger macht ferner geltend, er hät­
te, falls der Probezeitbericht bis zum 31.
Juli 1971 abgegeben worden wäre, und,
wie unterstellt werden möge, dieselben
Vorbehalte wie der Bericht vom 4. No­

vember und obendrein einen Vorschlag
zur Verlängerung der Probezeit enthalten
hätte, seine Vorgesetzten sogleich um
Auskunft über die gegen ihn erhobenen
Vorwürfe ersucht und dann während der

Verlängerungszeit für die notwendige
Behebung der Mängel sorgen können.

Die Kommission trägt vor, dem Kläger
sei tatsächlich eine gewisse Verlängerung
der Probezeit zugestanden worden, die
ihm die Möglichkeit eröffnet habe, einer
ungünstigen Beurteilung zu entgehen.
Die Nichtbeachtung der Frist habe in
keinem Falle den Interessen des Klägers
geschadet. Ein vor Ende Juli 1971 ergan­
gener Probezeitbericht wäre genauso ne­
gativ ausgefallen wie der vom 4. Novem­
ber 1971. Der unmittelbare Dienstvorge­
setzte des Klägers, Direktot Amiet, versi­
chere, schon etwa Mine Juli 1971 dem
Kläger gegenüber unmißverständlich
grundlegende Beanstandungen erhoben
zu haben, die den Tenor des Probezeit­
berichts vorgezeichnet hätten. Herr
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Amiet sei wegen dieser Angelegenheit so
besorgt gewesen, daß er noch vor den
Ferien Herrn Pizzuti, ein Mitglied des
Kabinetts des Kommissionspräsidenten,
davon unterrichtet habe. Auch der Stell­
vertretende Generaldirektor, Herr Herin­
ga, habe dem Kläger nicht das ungünsti­
ge Urteil verhohlen, das er sich über ihn
gebildet habe. Die Kommission hält das
Vorbringen des Klägers für unbegründet,
denn der dem Probezeitbericht anhaften­
de Formmangel berühre nicht das Probe­
beamtenverhältnis als solches.

b) Der Kläger meint ferner, die Probe­
zeit sei nicht ordnungsgemäß gewesen,
da sie nicht unter Bedingungen abgelau­
fen sei, die es ihm erlaubt hätten, seine
Fähigkeiten unter Beweis zu stellen, sie
sei insbesondere zu kurz gewesen. Zu
berücksichtigen seien Jahresurlaub und
Urlaub aus persönlichen Gründen, acht
Dienstreisen ins Ausland — von denen
jede durchschnittlich eine Woche gedau­
ert habe — wie auch der Monat August,
ein Zeitraum, in dem er angeblich nichts
zu tun hatte und der ihm bei seiner Pro­
bezeit gefehlt habe. In diesem Zusam­
menhang verweist der Kläger auf die
Schlußbemerkung im Probezeitbericht, es
sei angezeigt, die Probezeit um drei Mo­
nate zu verlängern. Ferner verweist er
auf das Urteil in der Rechtssache 10/55

(Mirrosevich/Hohe Behörde — Slg.
1955-56, 381).

Die Kommission ist der Ansicht, die Kri­
tik des Klägers sei als unbegründet zu­
rückzuweisen. Die acht Dienstreisen sei­

en Bestandteil seiner Dienstobliegenhei­
ten gewesen, außerdem habe die Gene­
raldirektion Landwirtschaft im August
reichlich Arbeit gehabt. Der Kläger argu­
mentiere widersprüchlich, denn einmal
trage er vor, die Probezeit sei zu kurz,
ein andermal, sie sei zu lang gewesen.

2. Die Fehlerhaftigkeit der Entlassung

a) Der Kläger trägt vor, die mit Schrei­
ben vom 21. Dezember 1971 ausgespro­
chene und ihm am 17. Januar 1972 be­
kanntgegebene Entlassung sei nicht in­
nerhalb einer angemessenen Frist erfolgt,

da die Probezeit bereits am 31. August
1971 abgelaufen sei.

Die Kommission entgegnet, die Entlas­
sungsverfügung sei innerhalb einer ange­
messenen Frist ergangen, und es sei nicht
ihr anzulasten, daß der Kläger davon
erst am 17. Januar 1972 Kenntnis erlangt
habe.

b) Der Kläger ist der Ansicht, sein An­
spruch auf rechtliches Gehör sei verletzt
worden, denn das Schreiben, in dem sei­
ne Beschwerde vom 8. November gegen
den Abschlußbericht zurückgewiesen
und die Absicht der Kommission, ihn zu
entlassen, angekündigt worden sei, habe
ihn erst am 13. Dezember 1971 erreicht;
Gelegenheit, gegebenenfalls seine Stel­
lungnahme abzugeben, sei ihm jedoch le­
diglich bis zum 15. Dezember einge­
räumt worden. Er hebt hervor, der ab­
schließende Vorschlag des Berichtes sei
nicht dahin gegangen, ihn zu entlassen,
sondern die Probezeit um drei Monate
zu verlängern, und nimmt im übrigen
Bezug auf das Urteil in der Rechtssache
19/70 (Almini/Kommission — Slg. 1971,
623).

Die Kommission erwidert, das Statut ge­
währe dem Beamten auf Probe kein
Recht, vor der Entlassungsverfügung
Stellungnahmen abzugeben. Das Statut
schreibe in Artikel 34 Absatz 2 Unterab­
satz 1 Satz 3 bindend vor: „Der Beamte
auf Probe, der nicht unter Beweis gestellt
hat, daß seine Fähigkeiten eine Ernen­
nung zum Beamten auf Lebenszeit recht­
fertigen, wird entlassen." Im übrigen ha­
be der Kläger Gelegenheit gehabt, zum
Probezeitbericht, dessen Tenor ihm Herr
Amiet bereits im Oktober 1971 angedeu­
tet habe, schriftlich Stellung zu nehmen.
Dies habe er unterlassen. Der Kläger hät­
te in seinem Antwortschreiben vom 14.
Dezember 1971 diesbezügliche Ausfüh­
rungen machen können, die niederzule­
gen er seit Oktober Zeit gehabt hätte.
Tatsächlich habe er aber keine Umstände
dargelegt, die geeignet gewesen wären,
die Unrichtigkeit der ihn betreffenden
Beurteilung im Abschlußbericht zu er­
weisen. Die Kommission ist der Ansicht,
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zwischen der Rechtssache 19/70 und den
jetzt zur Entscheidung anstehenden
Rechtssachen bestünden grundlegende
Unterschiede.

c) Der Kläger rügt einen Ermessens­
mißbrauch: Seine negative Beurteilung
und seine Entlassung ließen sich nicht
aus objektiven, im dienstlichen Interesse
wurzelnden Gründen erklären, sondern
aus dem Bestreben, die Stelle planmäßig
oder doch wenigstens vorübergehend mit
einem französischen Beamten der Besol­
dungsgruppe A 4, Herrn Garet, zu beset­
zen. Dieser habe sich um seine, des Klä­
gers, Stelle beworben. Er habe eine Ver­
waltungsbeschwerde eingereicht, und
erst daraufhin, „sicherlich im Oktober
1971", sei von negativer Beurteilung und
Entlassung die Rede gewesen. Die
Dienststellen der Kommission hätten die

Beschwerde des Herrn Garet für erfolg­
versprechend gehalten und deshalb seine,
des Klägers, Entlassung veranlaßt, weil
es dadurch möglich geworden sei, die
Stelle planmäßig oder doch wenigstens
vorübergehend mit Herrn Garet zu be­
setzen.

Die Kommission erwidert, diese Behaup­
tungen entbehrten jeder Grundlage; der
Kläger trage nichts vor, um sein Vor­
bringen zu untermauern. Tatsächlich sei
die fragliche Stelle nach der Entlassung
des Klägers Herrn Garet weder auf Zeit
noch auf Dauer anvertraut worden, die
Kommission habe sie vielmehr in ihrer

Sitzung vom 24. Juli 1972 mit einem Be­
amten italienischer Staatsangehörigkeit,
Herrn S. Ventura, besetzt. Die Kommis­
sion ist der Auffassung, der Kläger sei
den Nachweis schuldig geblieben, daß
der negative Probezeitbericht nicht aus­
gereicht habe, um seine Entlassung zu
rechtfertigen.

3. Die Schadensersatzforderungen

Der Kläger macht geltend, die vor­
schriftswidrige und verzögerliche Behand­
lung seines Falles stelle einen haftungs­
begründenden Amtsfehler dar, auch
wenn die erhobenen Angriffe nicht zur
Aufhebung der Entlassungsverfügung

führen sollten. Jedenfalls aber habe die
Kommission einen Amtsfehler dadurch
begangen, daß sie ihn seit dem 31. Juli
1971 bis mindestens Mitte Oktober 1971
im Glauben belassen habe, er würde zum
Beamten auf Lebenszeit ernannt werden.
Der Schaden setze sich wie folgt zusam­
men:

a) Er habe nach dem 1. August 1971 in
Brüssel ein Appartement gemietet
und sich dabei schriftlich verpflichtet,
eine Vertragsstrafe in Höhe von drei
Monatsmieten für den Fall zu zahlen,
daß er den Vertrag vor Ablauf eines
Jahres kündigen würde; aus diesem
Grunde habe er 25 000 BF zahlen
müssen.

b) Der Mietvertrag für sein Apparte­
ment in Rom habe eine Kündigungs-
möglichkeit drei Monate vor der Be­
endigung des Vertrages am 31. De­
zember 1971 vorgesehen; am 14. Sep­
tember 1971 habe er den Vertrag
gekündigt; am 31. Dezember 1971
habe er daraufhin sein Mobiliar vor­
läufig in einer Wohnung unterbrin­
gen und dann in Italien einen zweiten
Umzug machen müssen; die Kosten
der beiden Umzüge beliefen sich auf
57 400 BF.

c) Im September 1971 habe er seinen
gesamten Viehbestand überstürzt auf­
gelöst; der Schaden, der ihm durch
Produktionsausfall und Wiederan­
kauf entstehe, könne auf 100 000 BF
veranschlagt werden.

d) Im August 1971 sei ihm von der Con­
fagricoltura, dem Interessenverband
der Grundeigentümer und Landwirte,
eine Stellung mit einem Jahresgehalt
von 7 200 000 Lire angeboten wor­
den; dieses Angebot habe nicht unbe­
grenzt aufrechterhalten werden kön­
nen. Zwar sei es schwierig zu ermes­
sen, wieviel Zeit er benötigen weide,
um eine so gut bezahlte Stelle wie­
derzufinden, doch erscheine es ange­
messen, drei Jahre als Grundlage für
die Schätzung anzusetzen, was einem
Bruttogehalt von 2 500 000 BF ent­
spreche, ohne daß dabei die Verände-
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rung des Dienstalters berücksichtigt
werde.

Die Kommission erwidert, die Vorausset­
zungen für ihre Haftung seien vorliegend
nicht gegeben, insbesondere fehle es an
einem Verschulden und einem durch ihr
Verschulden entstandenen Schaden. Es

treffe sie kein haftungsauslösendes Ver­
schulden, denn die Entlassung des Klä­
gers sei ausschließlich darauf zurückzu­
führen, daß er die für das Amt erforder­
lichen Fähigkeiten nicht unter Beweis ge­
stellt habe. Sie habe beim Kläger nicht
den Eindruck erweckt, er werde nach
Ablauf der Probezeit von sechs Monaten
endgültig übernommen oder zum Beam­
ten auf Lebenszeit ernannt werden. Der
Schaden sei durch Handlungen verur­
sacht worden, die der Kläger auf eigene
Gefahr vorgenommen und deren Folgen
er selber zu tragen habe.
Außerdem lasse der Kläger mit Bezug
auf die unter a und d bezeichneten Scha­
densersatzforderungen bei seiner Be­
hauptung, er habe darauf vertraut, nach
dem 31. Juli 1971 endgültig ernannt zu
werden, außer acht, daß seine Ernen­
nung zum Lebenszeitbeamten laut Statut
nicht vor dem 31. August 1971 möglich
gewesen sei.

Der Kläger entgegnet, die Kommission
berücksichtige nicht, daß der Probezeit­
bericht bis zum 31. Juli 1971 abzufassen
gewesen sei und er bis dahin keinen ver­
nünftigen Grund gehabt habe, daran zu
zweifeln, daß dieser Bericht für ihn gün­
stig ausfallen würde.
Zu dem unter b behaupteten Schaden
wendet die Kommission ein, dem Kläger
sei schon am 4. März 1971 die Genehmi­
gung zum Umzug nach Brüssel erteilt
worden; daher hätte er seine Woh­
nungseinrichtung, anstatt sie an einen
anderen Ort in Italien zu befördern, an
seinen Wohnsitz in Brüssel bringen müs­
sen.

Der Kläger erwidert, der zweifache Um­
zug in Italien sei durch die Haltung der
Kommission bedingt gewesen; auch
müsse hervorgehoben werden, daß der
verlangte Schadensersatzbetrag viel ge­
ringer sei als die Umzugskosten, welche

für die Kommission entstanden wären,
wenn das Mobiliar nach Brüssel und
dann von dort nach der Entlassung wie­
der nach Rom zurückbefördert worden
wäre.

Was den vom Kläger unter c geltend ge­
machten Schaden betrifft, hebt die Kom­
mission unter anderem hervor, es sei
nicht zu ersehen, weshalb der Kläger
plötzlich im September habe überstürzt
handeln müssen, auch sei nicht erwiesen,
daß er sich wieder eine Rinderherde kau­
fen werde und der Kaufpreis dann den
Erlös aus dem Verkauf der alten Herde

übersteigen würde.
Der Kläger erwidert, er habe seine Herde
im September 1971 aus verschiedenen
Gründen verkauft, unter anderem des­
halb, weil ihm gerade zu jener Zeit der
Stellvertretende Direktor Heringa er­
klärt habe, die mit dem Besitz einer
Herde verbundenen persönlichen Ver­
pflichtungen können zu einer Kollision
mit den Interessen der Kommission füh­
ren.

Die Kommission bestreitet die Behaup­
tung des Klägers, der Stellvertretende Di­
rektor Heringa habe ihm nahegelegr, sich
von seinem Viehbestand zu trennen. Be­

züglich des unter d geltend gemachten
Schadens führt der Kläger aus, er habe
noch keine Beschäftigung gefunden,
denn auf seinem Fachgebiet sei bei den
halbstaatlichen italienischen Einrichtun­
gen nicht für mehr als drei Experten
Platz; diese Stellen seien aber vergeben.
Es sei zu befürchten, daß seine Quasiar­
beitslosigkeit noch lange fortdauern wer­
de. Er halte es für angemessen, einen
Zeitraum von drei Jahren anzusetzen,
den er benötige, um wieder eine Stel­
lung zu finden, welche derjenigen gleich­
wertig sei, die er vor seinem Dienstantritt
bei der Kommission bekleidet habe. Er
stelle es in das Ermessen des Gerichtsho­

fes, gegebenenfalls nach Billigkeitsge­
sichtspunkten zu entscheiden.
Die Kommission hebt hervor, der Kläger
habe sich nicht auf einen engen Fachbe­
reich spezialisiert, auch seien die Be­
schäftigungsmöglichkeiten für einen Di­
plomlandwirt in Italien nicht so be-
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schränkt, wie der Kläger vortrage. Aus
seinem Lebenslauf ergebe sich, daß er ei­
ne agrarwissenschaftliche Vollausbildung
besitze und seine berufliche Erfahrung
sehr breit gefächert sei.

In ihrer Gegenerwiderung vertritt die
Kommission die Auffassung, der Kläger
habe keinen Beweis für das Vorhanden­
sein, den Fortbestand und die Höhe des
angeblich erlittenen Schadens erbracht.

Entscheidungsgründe

1 Gegenstand der Klage ist die Aufhebung des abschließenden Berichtes über
die Probezeit des Klägers, die Aufhebung der Entlassungsverfügung der Kom­
mission vom 21. Dezember 1971 sowie der Ersatz des durch die Entlassung
angeblich verursachten Schadens.

Zur Rüge der verspäteten Abfassung des Probezeit­
berichts

2/5 Der Kläger wurde am 1. März 1971 gemäß Artikel 29 Absatz 2 des Beamten­
statuts, der in Ausnahmefällen für Dienstposten, die besondere Fachkenntnisse
erfordern, eine Einstellung ohne Auswahlverfahren gestattet, zum Beamten
auf Probe der Besoldungsgruppe A 3 ernannt. Der in Artikel 34 des Statuts
vorgesehene Probezeitbericht hätte nach der damals geltenden Fassung des
Artikels 34 spätestens bis zum 31. Juli 1971 abgefaßt werden müssen. Er
wurde jedoch erst am 4. November 1971 erstellt und dem Kläger mitgeteilt.
Zwar bedeutete die verspätete Abfassung des Berichts, gemessen an den aus­
drücklichen Erfordernissen des Statuts, einen Rechtsverstoß, dieser Verstoß
stellt jedoch die materielle Wirksamkeit des Berichts nicht in Frage.

6 Diese Rüge ist somit zu verwerfen.

Zu den die Entlassung betreffenden Rügen

7 Da der Probezeitbericht negativ ausfiel, war die Kommission nach Artikel 34
Absatz 2 Unterabsatz 1 des Statuts berechtigt, den Kläger zu entlassen.

8 Demgegenüber macht dieser geltend, die Kommission sei im Falle der Entlas­
sung eines Beamten auf Probe nach Ablauf der Probezeit verpflichtet, ihre
Entscheidung innerhalb angemessener Frist zu treffen; diese Frist habe sie im
vorliegenden Fall überschritten.
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9/10 Die Kommission muß ihre Entscheidung in der Tat innerhalb angemessener
Frist treffen, der Fristenlauf beginnt jedoch erst in dem Augenblick, in dem
der Probezeitbericht abgefaßt und dem Betroffenen mitgeteilt worden ist. In
Anbetracht des Umstandes, daß im vorliegenden Fall der für die Berechnung
der Frist maßgebliche Anfangszeitpunkt der 4. November war, hielt sich die
am 21. Dezember ergangene Entscheidung noch innerhalb angemessener zeit­
licher Grenzen.

11/13 Der Kläger behauptet ferner, der Kommission seien bei der Behandlung seines
Falles bestimmte Verfahrensfehler unterlaufen. Er macht in erster Linie gel­
tend, die Entscheidung, ihn zu entlassen, sei wegen Ermessensmißbrauchs feh­
lerhaft, denn sie erkläre sich aus dem Bestreben der Kommission, die von ihm
innegehabte Stelle mit einem Beamten anderer Staatsangehörigkeit zu beset­
zen. Er hat jedoch keinerlei Beweis für die Richtigkeit dieser Behauptung an­
geboten.

14/17 Der Kläger macht des weiteren geltend, die Kommission habe ihm nicht genü­
gend Zeit gelassen, zu der schriftlichen Ankündigung seiner Endassung Stel­
lung zu nehmen. Insoweit ist unbestritten, daß das vom 7. Dezember datie­
rende Schreiben, in dem der Kläger aufgefordert wurde, seine Stellungnahme
bei der Kommission bis spätestens 15. Dezember 1971 abzugeben, ihm erst
am 13. Dezember zuging. Artikel 34 des Statuts ist zu entnehmen, daß die
Kommission dem betroffenen Beamten auf Probe den Probezeitbericht mitzu­

teilen hat, damit dieser dazu Stellung nehmen kann, dagegen trifft sie eine
Pflicht, dem Betroffenen auch Gelegenheit zu geben, sich zu der von ihr als
Reaktion auf das negative Ergebnis des Berichts erklärten Entlassungsabsicht
zu äußern, nicht einmal dann, wenn der abschließende Vorschlag im Bericht
nicht auf sofortige Entlassung, sondern, wie vorliegend, auf Verlängerung der
Probezeit lautet. Falls die Kommission in einem derartigen Falle einen Beam­
ten auf Probe nach gutem, in Personalangelegenheiten üblichem Verwaltungs­
stil um eine Stellungnahme bittet, macht der Umstand, daß sie ihm für seine
Antwort nur eine sehr kurze Frist einräumt, die Entlassung nicht fehlerhaft.

18 Die die Entlassung betreffenden Rügen sind demnach zu verwerfen.

Zu den Schadensersatzforderungen

19 Der Kläger behauptet, die Kommission habe ihm dadurch, daß sie ihre Maß­
nahmen fehlerhaft und verspätet getroffen habe, Schaden verursacht, den sie
ihm ersetzen müsse.
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20/22 Die angeblich erlittenen Schäden beruhen auf gewissen Vorkehrungen, die der
Kläger in der Erwartung traf, er werde das von ihm als Beamter auf Probe be­
kleidete Amt endgültig erhalten. Diese Vorkehrungen traf der Kläger indessen
auf eigene Gefahr, denn trotz der Verlängerung der Probezeit stand ihm keine
gesicherte Anwartschaft auf endgültige Ernennung zu. Demnach kann sich dar­
aus keine Haftung der Kommission ergeben.

23/25 Nichtsdestoweniger verlängerte die festgestellte Verzögerung bei der Abfas­
sung des Probezeitberichts beträchtlich die Ungewißheit, in der sich der
Kläger nach dem Ende August 1971 eingetretenen Ablauf der im Statut be­
stimmten Probezeit befand; dies hinderte ihn daran, in angemessener Weise
für seine eigenen Belange, insbesondere das berufliche Fortkommen und die
Existenzsicherung, Sorge zu tragen. Da diese Verzögerung statutswidrig war,
ist die Kommission dafür im Rahmen der Vorschriften des Statuts haftbar.

Deshalb hat sie dem Kläger Schadensersatz zu leisten, dessen Höhe mit Rück­
sicht auf den Rang des vom Kläger bekleideten Amtes auf 200 000 BF festzu­
setzen billig erscheint.

Zu den Kosten

26/28 Nach Artikel 69 § 3 der Verfahrensordnung kann der Gerichtshof die Kosten
ganz oder teilweise gegeneinander aufheben, wenn jede Partei teils obsiegt,
teils unterliegt. Die Kommission ist mit einigen ihrer Verteidigungsmittel nicht
durchgedrungen. Deshalb ist es angebracht, ihr einen auf 50 % bemessenen
Teil der Kosten des Klägers aufzuerlegen. Im übrigen tragen die Organe nach
Artikel 70 der Verfahrensordnung ihre Kosten in Rechtsstreitigkeiten mit Be­
diensteten der Gemeinschaften in jedem Falle selbst.

Aufgrund der Prozeßakten,

nach Anhörung des Berichtes des Berichterstatters,
nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Parteien,
nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts,
aufgrund des Beamtenstatuts, insbesondere seines Artikels 34 in der seinerzeit
geltenden Fassung und seines Artikels 91,
aufgrund der Protokolle über die Satzung des Gerichtshofes,
aufgrund der Verfahrensordnung des Gerichtshofes der Europäischen Ge­
meinschaften, insbesondere ihrer Artikel 69 und 70,

hat

772



DI PILLO / KOMMISSION

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

unter Abweisung aller weitergehenden oder gegenteiligen Anträge erkannt
und entschieden:

1. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften wird verurteilt, an
Herrn Nunzio di Pillo einen Betrag von 200 000 BF zu zahlen.

2. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften trägt ihre eigenen
Kosten sowie die Hälfte der Kosten des Klägers.

Pescatore Kutscher Sørensen

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Juli 1973.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident der Zweiten Kammer

P. Pescatore

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS ALBERTO TRABUCCHI

VOM 27. JUNI 1973 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Die vorliegenden verbundenen Rechtssa­
chen, die die Entlassung eines Probebe­
amten der Kommission betreffen, sind
unter rein rechtlichen Gesichtspunkten
leicht zu lösen, soweit es nur um die be­
antragte Aufhebung der angefochtenen
Maßnahmen geht. Dagegen glaube ich
nicht, daß der Gerichtshof beim gegen­
wärtigen Stand der Dinge von einer gesi­
cherten Grundlage aus auch die Scha­
densersatzklage in vollem Umfange ab­
weisen kann.

Der Sachverhalt, der dem Rechtsstreit
zugrundeliegt ist einfach; er ist Ihnen be­
kannt, denn er ist Ihnen vom Bericht-
erstatter in aller Klarheit vorgetragen
worden. Ich beschränke mich deshalb

darauf, ihn stichwortartig in Erinnerung
zu rufen.

Mit Rücksicht auf sein abgeschlossenes
Studium und seine Berufserfahrung in
Landwirtschaftsfragen wurde Dr. di Pil­
lo von der Kommission am 1. Marz 1971
zum Beamten auf Probe der Besoldungs-
gruppe A 3 mit der Amtsbezeichnung
Leiter der Abteilung „Vieh und Fleisch"

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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